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Drei Prozent, ein Prozent, Hoffnung
Die Löhne in Graubünden
werden sich auf kommendes
Jahr hin sehr unterschiedlich
entwickeln: Die Hamilton AG
zahlt drei Prozent mehr, der
Kanton kündigt eine Nullrunde
an. Andere Arbeitnehmer
müssen sich noch gedulden.

Von Olivier Berger

Chur/Bonaduz. – Ein Prozent mehr
Lohn will der Schweizerische Bau-
meisterverband im kommenden Jahr
bezahlen. Das hat der Verband ver-
gangeneWoche mitgeteilt – und damit
bei den Gewerkschaften einen Sturm
der Entrüstung ausgelöst. Gefordert
hatten diese eine Lohnerhöhung von
drei Prozent und einen Sockelbeitrag
von 150 Franken, wie Vitus Locher,
Präsident des Gewerkschaftsbunds
Graubünden, erklärt. Bei seinen For-

derungen stützt sich Locher auf den
guten Geschäftsgang im Baugewerbe
und die positiven Prognosen für das
kommende Jahr.

Mehr als das national angebotene-
ne eine Prozent mehr Lohn dürfen
auch die Bündner Bauarbeiter nicht
erwarten. «Wir werden uns nach den
Vorgaben des nationalen Verbands
richten», betont Franco Lurati, Präsi-
dent des Bündner Baumeisterver-
bands. Lurati ist der Meinung, «dass
sich das Baugewerbe mit seinen Sozi-
alleistungen schon heute nicht zu ver-
stecken braucht».

Hamilton zahlt drei Prozent mehr
Für die übrigen Branchen fordern die
Gewerkschaften laut Locher Lohn-
erhöhungen im gleichen Umfang wie
für das Baugewerbe. In der Industrie
allerdings würden die Entscheidun-
gen individuell getroffen. Bereits ent-
schieden hat die Hamilton AG in

Bonaduz. Das Medizinaltechnik-Un-
ternehmen bezahlt seinen Angestell-
ten laut CEO Andreas
Wieland im kommen-
den Jahr drei Pro-
zent mehr Lohn. «Alle
Mitarbeiter erhalten
mehr», betont Wie-
land. Besonders stark
angehoben würden
die tiefen Gehälter,
die Löhne von jun-
gen Mitarbeitern und
von hochqualifizierten
Spezialisten. «Als Un-
ternehmen muss man
die Angestellten auch
am Erfolg teilhaben
lassen», sagtWieland.

Erst im Frühling fällt
der Lohnentscheid
bei der Ems-Chemie-
Gruppe, wie Mediensprecher Conrad
Gericke erklärt. Auch die Angestell-

ten des Bündner Stromversorgers Re-
powerAG müssten sich noch bis zum

April gedulden, bis
allfällige Lohnerhö-
hungen wirksam wer-
den, so Medienspre-
cher Werner Stein-
mann. Während die
Ems-Chemie-Gruppe
ihre Lohnrunden
schon länger erst im
Frühling durchführt,
ist das für Repower
ein Novum. «Wir or-
ganisieren gerade un-
sere gesamte Perso-
nalentwicklung neu»,
erklärt Steinmann.
Ebenfalls noch nicht
über die Löhne für
das kommende Jahr
entschieden haben

die Südostschweiz Medien.Laut CEO
Andrea Masüger wird der Entscheid

voraussichtlichAnfang Dezember fal-
len. «Die Lohnrunde findet bei uns
traditionellerweise in einer zweiten
Budgetierungsphase statt.»

Nullrunde beim Kanton
Die kantonalenAngestellten dagegen
werden im kommenden Jahr laut Fi-
nanzdirektor Martin Schmid gleich
viel verdienen wie bisher. Der Kanton
werde lediglich seinen gesetzlichen
Verpflichtungen nachkommen, wel-
che ein Prozent der gesamten Lohn-
summe für individuelle Anpassungen
vorsehen. Zudem würde eine allfälli-
ge Teuerung ausgeglichen. Ausschlag-
gebend dafür wäre die Teuerung per
Ende des laufenden Monats, so
Schmid. «Ich gehe aber nicht davon
aus, dass es eineTeuerung gibt.» Eine
Diskussion über eine über die gesetz-
lichen Vorgaben hinaus gehende
Lohnerhöhung für die Angestellten
habe nicht stattgefunden.

Bündens fünftgrösste Gemeinde in Arbeit

Seit einem Jahr arbeitet die
Projektorganisation «Ilanz
plus» an der Fusion von 14
Gemeinden um Ilanz. Erste
Eckpfeiler sind nun gesetzt.

Von Jano Felice Pajarola

Ilanz. – Sie stecken noch mitten in der
Fusionsanalyse, der zweiten von vier
Phasen zwischen denVorabklärungen
und der Umsetzung eines Gemeinde-
zusammenschlusses. Trotzdem haben
die Kommissionen von «Ilanz plus» –
eine strategische unter StänderatTheo
Maissen und eine operative unterAu-
relio Casanova – am Samstag in Ilanz
ein erstes Mal die Bevölkerung infor-
miert: über die bisherigen Erkenntnis-
se aus ihrer Arbeit. Rund 400 Perso-
nen aus dem möglichen zukünftigen
Gemeindegebilde leisteten der Einla-
dung Folge, Einwohnerinnen und Ein-
wohner aus Castrisch, Duvin, Ilanz,
Ladir, Luven, Pigniu, Pitasch, Riein,
Rueun, Ruschein, Schluein, Schnaus,
Sevgein und Siat. Sollte «Ilanz plus»

Wirklichkeit werden, würde aus die-
sen 14 Gemeinden eine Einheit ent-
stehen, 13 800 Hektaren gross und
5150 Einwohner stark. Bezüglich Flä-
che wäre das zwar nur die elftgrösste,
bezüglich Bevölkerungszahl aber die
fünftgrösste Bündner Gemeinde. «Sie
hätte ein erhebliches politisches Ge-
wicht», so Maissen am Samstag.

Parlament soll eingeführt werden
Zu vier Themenbereichen liegen mo-
mentan Ergebnisse vor:
■ Gemeindeorganisation: Die beiden
Kommissionen schlagen die Einfüh-
rung eines Parlaments mit 25 Mitglie-
dern vor.Acht davon kämen aus Ilanz,
je zwei aus den grösseren Gemeinden
Rueun, Ruschein, Schluein und Cas-
trisch, je einer aus den übrigen. Ihre
Wahl würde – mit offiziellen Frakti-
onsvorschlägen – über die Gesamtge-
meinde erfolgen. Der fünfköpfige Ge-
meindevorstand würde an der Urne
gewählt, ohne Herkunftsvorgabe. Die
Gemeindeversammlung will man als
Orientierungsversammlung erhalten.
■Verwaltung: Die Kanzlei soll schritt-
weise in Ilanz konzentriert werden.Es
gäbe keine «Satellitenbüros», aber ei-
nen Ausbau des virtuellen Schalters
im Internet.Auflagen würden weiter-
hin in den Fraktionen erfolgen, örtli-
che Begegnungslokale müssten des-
halb erhalten bleiben. Entlassungen
von Angestellten soll es dank natürli-
chen Fluktuationen nicht geben.
■ Forst- undWerkdienst: Die neue Ge-
meinde soll ein einziges Forstrevier
bilden und der technische Betrieb un-
ter eine Leitung kommen. Die Stand-
orte sollen aber dezentral bleiben.
■ Schule:Auch hier würden die heuti-
gen Standorte beibehalten, die Schu-
len würden aber unter eine gemeinsa-
me Leitung gestellt, und es gäbe auch
nur noch einen Schulrat.Würden die

Schülerzahlen mittelfristig unter be-
stimmteWerte fallen (fünf im Kinder-
garten, zwölf in der Primar-, 25 in der
Oberstufe), könnte das Parlament ei-
nen Standort aufheben, dagegen wä-
re aber das Referendum möglich.

Heikle Themen kommen noch
Weitere – erfahrungsgemäss zum Teil
heikle –Themenbereiche sind derzeit
in Bearbeitung: Finanzen,die Sprache
(13 Gemeinden haben Romanisch als
Amtssprache, Ilanz Deutsch) und die
Landwirtschaft. Dort ist man gemäss

Casanova schon auf gutemWeg; prin-
zipiell wolle man «gewachsene Struk-
turen nicht unnötig verwerfen». In-
puts dazu – und zu den anderen Be-
reichen – soll neben drei am Samstag
durchgeführten Workshops auch die
Auswertung eines Fragebogens erge-
ben, der heute an alle Haushaltungen
im Gebiet geht.

Seitens der Kommissionen ist man
zufrieden mit den bereits erhaltenen
Rückmeldungen. «Die Bevölkerung»,
so Maissen,«steht dem Projekt durch-
aus offen gegenüber.»

Aufgegleist: Klappt die Fusion, bilden Ilanz (Bild) und 13 weitere Fraktionen ab 2013 eine der bevölkerungsreichsten Gemeinden im Kanton. Bild Jano Felice Pajarola
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«Als Unternehmen
muss man die
Angestellten auch
am Erfolg teilhaben
lassen»

Andreas Wieland, CEO der
Hamilton AG, bezahlt 2011 drei
Prozent mehr Lohn.

Nach der ersten Bevölkerungsinforma-
tion vom Samstag geht es mit dem
Projekt «Ilanz plus» nun so weiter:

� Im Mai 2011 soll der Schlussbericht
zur Fusionsanalyse verabschiedet wer-
den; danach geht er zur Vernehmlas-
sung in die Gemeinden. Bei positivem
Echo wird der Fusionsvertrag erstellt.

�Mitte 2012 soll die Fusionsabstim-
mung in den 14 Gemeinden erfolgen.

�Ab Januar 2013 könnte die neue Ge-
meinde dann Realität sein.

DER FUSIONSFAHRPLAN

Trin investiert in
seinen Schutzwald
Trin. – Die Gemeindeversammlung
von Trin hat am Freitag einen Brutto-
kredit von 2,4 Millionen Franken für
die Instandstellung des Lawinenschut-
zes Runca genehmigt.DerVoranschlag
2011 wurde genehmigt. Das Budget
der Laufenden Rechnung schliesst bei
einem Ertrag von rund 5,7 Millionen
Franken mit einem Aufwandüber-
schuss von rund 99 000 Franken.

Das Budget des Elektrizitätswerks
Mulin sieht einenAufwandüberschuss
von rund 4800 Franken vor. Das In-
vestitionsbudget rechnet bei Einnah-
men von 20 000 Franken mit Nettoin-
vestitionen von 155 000 Franken.Der
Steuerfuss für 2011 wurde auf 100
Prozent belassen.

Gemeindepräsident HansTelli wur-
de ebenso im Amt bestätigt wie die
Gemeindevorstände Maurus Caflisch,
Armin Panzer und Roman Casty. Neu
in denVorstand gewählt wurde Stefan
Cahenzli. Neuer Gemeindevizepräsi-
dent ist Armin Panzer. (so)

Valzeina deutlich
für Waldreservat
Valzeina. – An der letzten eigenen
Gemeindeversammlung vor der Fusi-
on mit Grüsch und Fanas haben sich
die Stimmberechtigten von Valzeina
am Freitag für das geplante regiona-
le Naturwaldreservat ausgesprochen.
Vorgängig sei die Versammlung über
das Projekt informiert worden, er-
klärte Gemeindekanzlistin Liselotte
Züst-Jans gestern auf Anfrage. Einen
Kreditentscheid habe Valzeina nicht
fällen müssen. Der Grundsatzent-
scheid zum Waldreservat sei das ein-
zigeTraktandum derVersammlung ge-
wesen, erklärte Züst-Jans. (so)

GLP fasst Nein-Parole
zur SVP-Initiative
Chur. – Die Grünliberale Partei (GLP)
Graubünden lehnt dieAusschaffungs-
initiative der SVP ab. Dem Gegenvor-
schlag von Bundesrat und Parlament
gibt die Partei laut Mitteilung denVor-
zug. EineAnpassung und das Respek-
tieren von Schweizer Werten sowie
Rechten durch die zugewanderte Be-
völkerung sei selbstverständlich. An-
ders als die Initianten der Ausschaf-
fungsinitiative erachtet die GLP «ei-
ne gut durchmischte Bevölkerung als
eine Bereicherung».

Auch für die SP-Steuergerechtig-
keits-Initiative fasst die GLP die Nein-
Parole. An der kantonalen Steuerho-
heit solle nicht gerüttelt werden. Denn
heute stehe mit dem Finanzausgleich
und der Aufgabenteilung zwischen
Bund und Kantone ein «ausreichendes
Instrumentarium» zurVerfügung. (so)


